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Einfuhrabgaben für Speiseessig 
(Gesetzentwurf zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs) 

(Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP) 


A. Problem 

In der Bundesrepublik ist der für die Essigherstellung benötigte 
Branntwein infolge der deutschen Monopolregelung wesentlich 
teurer als in den übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Dadurch ist mit Wegfall der Binnen- 
zölle (1. Januar 1970) ein erheblicher Wettbewerbsnachteil zu 
Lasten der deutschen Essighersteller eingetreten. 


B. Lösung 

Auf Grund einer entsprechenden Ermächtigung durch den Rat 
und die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
soll bei der Einfuhr von Speiseessig aus Mitgliedstaaten eine 
Ausgleichsabgabe und gegenüber dritten Ländern ein über dem 
Gemeinsamen Zolltarif liegender Zoll erhoben werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Speiseessig) 


DerBundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Zolltarif (§ 1 des Zolltarifgesetzes vom 23. De- 
zember 1960 • — Bundesgesetzbl. II S. 2425 — in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Zolltarif- 
gesetzes vom 20. Dezember 1968 — Bundesgesetz- 
blatt II S. 1223) in der unter der Bezeichnung „Deut- 
scher Teil-Zolltarif" geltenden Fassung wird ab- 
weichend vom Gemeinsamen Zolltarif der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft [Anhang zur Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2451/69 des Rates vom 8. De- 
zember 1969 zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif, Teil I 
Einführende Vorschriften, Titel I B Nr. 3 — Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften 1969 Nr. 
L 311] nach Maßgabe der Anlage geändert. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung die im Anhang aufgeführten Zoll- 


sätze entsprechend der hierzu vom Rat oder der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften er- 
lassenen Rechtsakte über die Höhe der Abgabe 
ändern oder aufheben. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 24. Februar 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Anlage 

(zu § 1) 

Nach der Bestimmung zu Tarifnr. zu 22.05-B wird folgende neue Bestimmung eingefügt: 


Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

1 Zollsatz 

allgemein [ 

ermäßigt 

1 

1 2 1 

3 1 

4 


22,10-A 

B 


56,77 DM 
für 100 1 

37,39 DM 
für 100 1 


Anmerkung 

Bei Waren der Tarifnr. 22.10 aus dem freien Verkehr Belgiens, Frank- 
reichs, Italiens, Luxemburgs oder der Niederlande wird ein An- 
gleichungszoll in folgender Höhe erhoben: 

22.10- A 23,04 DM 

für 100 1 

22.10 - B 14,04 DM 

für 100 1 
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Begründung 


Die deutschen Hersteller von Speiseessig sind durch - 
die vollständige Anwendung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs und den Wegfall der Binnenzölle seit 1. Ja- | 
nuar 1970 in ihrer Wettbewerbsfähigkeit, insbe- 
sondere im Vergleich zu den Herstellern anderer ■ 
Mitgliedstaaten, stark beeinträchtigt worden. Sie 
können nämlich den für die Essigherstellung benö- 
tigten Branntwein im Rahmen des deutschen Brannt- | 
weinmonopols nur zum festgesetzten Abgabepreis ^ 
(frei Fabrik) von 207 DM je Hektoliter reinem Alko- 
hol beziehen. Die Essighersteller der anderen Mit- ' 
giedstaaten können sich dagegen wesentlich gün- ' 
stiger mit Branntwein versorgen und zwar zu fol- 
genden Preisen (frei Fabrik) : 


in den Nieder- 
landen 
in Belgien 
in Luxemburg 
in Frankreich 


rd. 54 DM/ hl (reinem Alkohol) 

rd. 86 DM/hl (reinem Alkohol) 
rd. 101 DM/hl (reinem Alkohol) i 
rd. 170 DM/hl (reinem Alkohol) 


in Italien wird kein Speiseessig aus Branntwein her- 
gestellt. 

Im Hinblick auf diese noch nicht angeglichene wirt- 
schaftliche Lage hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften die Bundesrepublik auf ihren Antrag 
durch Entscheidung vom 20. Dezember 1969 „betref- 
fend die Mindestpreisregelung" (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften 1969 Nr. 6328/11) ermäch- 
tigt, bei der Einfuhr von Speiseessig aus anderen 
Mitgliedstaaten eine Ausgleichsabgabe zu erheben, 
deren Satz von der Kommission festgelegt wird. 

Mit Entscheidung vom 30. Dezember 1969 „zur Fest- 
setzung des Satzes der Ausgleichsabgabe, die die 
Bundesrepublik Deutschland anstelle der Mindest- 
preise erheben kann" (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 1970 Nr. L 19/53), hat die Kom- 
mission die Sätze in Höhe von 80 v. H. der bis zum 
31. Dezember 1969 geltenden Binnenzollsätze festge- 
setzt. 

Durch eine weitere Entscheidung vom 30. Dezember 
1969, mit der die Bundesrepublik Deutschland er- 


mächtigt wird, die Anwendung der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs bei verschiedenen Erzeug- 
nissen aufzuschieben (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften 1970 Nr. L 19 49) hat die Kommis- 
sion die Bundesrepublik Deutschland ferner ermäch- 
tigt, die Anwendung der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs bei der Einfuhr von Speiseessig aus drit- 
ten Ländern aufzuschieben, d. h. die am 31. Dezem- 
ber 1969 geltenden Außenzölle beizubehalten. 

Zur Wahrung der Gemeinschaftspräferenz darf die 
Bundesrepublik die Ausgleichsabgabe gegenüber 
Mitgliedstaaten nur erheben, wenn sie die Außen- 
zollsätze so festsetzt, daß sie die Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs um mindestens 80 v. H. der 
Differenz zwischen den bis zum 31. Dezember 1969 
angewendeten Außenzollsätzen und den seit 1. Ja- 
nuar 1970 geltenden Zollsätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs übersteigen. 

Das Gesetz macht von diesen Ermächtigungen im 
Interesse der deutschen Speiseessighersteller vol- 
len Gebrauch. Die Abgaben sind Zölle im Sinne des 
Artikels 105 Grundgesetz. Die Ermächtigungen des 
Zollgesetzes reichen jedoch zur Durchführung der 
von der EWG zugelassenen Schutzmaßnahmen nicht 
aus. 

Die EWG hat sich Vorbehalten, die Abgabenhöhe je 
nach der wirtschaftlichen Entwicklung kurzfristig zu 
ändern. Deshalb ist zur raschen Umsetzung dieser 
Rechtsakte in deutsches Recht eine Ermächtigung des 
Bundesfinanzministers erforderlich, die Abgaben- 
höhe entsprechend zu ändern oder die Abgaben 
wieder aufzuheben. 

Das Gesetz soll am Tage nach der Verkündung in 
Kraft treten, damit von den genannten EWG-Er- 
mächtigungen zu dem nach nationalen Recht frühest 
möglichen Zeitpunkt Gebrauch gemacht werden 
kann. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung dieses Gesetzes nicht mit zusätzlichen Ko- 
sten belastet. 
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